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Planes 71 (Selbstkosten und Gewinn des Erzeugnisses) 
anzuwenden.

(2) Die Zuschlagsätze für indirekte Grundkosten und 
Gemeinkosten für die Kalkulationen ergeben sich aus 
der Betriebsabrechnung des Jahres 1953. Die Betriebs­
abrechnung des Jahres 1953 ist für die Zeit vom 
1. Januar bis 31. Juli 1953 entsprechend der am 1. August 
1953 auf Grund der Verordnung vom 23. Juli 1953 über 
die Erhöhung des Arbeitslohnes der Arbeiter der volks­
eigenen Wirtschaft in den Lohngruppen I 'bis IV (GBl. 
S. 885) und für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember
1953 entsprechend der am 1. Januar 1954 auf Grund der 
Verordnung vom 10. Dezember 1953 über die weitere 
Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen der 
Arbeiter und der Rechte der Gewerkschaften (GBl. 
S. 1219) eingetretenen Lohnerhöhungen in den Lohn­
gruppen V bis VIII zu berichtigen. Weiterhin sind die 
Gemeinkosten der Betriebsabrechnung 1953 um die Ge­
werbesteuer (einschließlich WB Umlage) zu bereinigen. 
Diese Kosten sind bei der Preisbildung für das Jahr
1954 in planmäßiger Höhe zu kalkulieren.

(3) Die Materialpreise sind nach dem Stand vom 
1. Januar 1954 zu kalkulieren. Betriebe, die bestätigte 
Materialverbrauchsnormen gemäß der §§ 2, 3 und 4 
der Verordnung vom 20. August 1953 über die Ver­
besserung der Ermittlung von Materialverbrauchs­
normen (GBl. S. 941) vorliegen haben, berücksichtigen 
im laufenden Planjahr bei Aufstellung von Kalkula­
tionen zu Preisbildungszwecken die am 1. Juli 1953 
lt. Materialverbrauchsnormenkatalog gemäß § 2 Abs. 6 
der vorgenannten Verordnung gültigen Normen. Wurden 
für bestimmte Erzeugnisse nach dem 1. Juli 1953 erst­
malig Materialverbrauchsnormen bestätigt, so sind 
diese im laufenden Planjahr unverändert zu kalkulieren.

(4) Der Kalkulation sind die Löhne nach dem Stand 
vom 1. Januar 1954, aufgeteilt nach Grund- und Mehr­
leistungslohn, entsprechend der durchschnittlichen 
Normerfüllung des Jahres 1953 zugrunde zu legen.

Für die Dauer des laufenden Planjahres gelten die 
am 1. Juli 1953 lt. Normenkataiog (Normenerfassungs­
liste, Normenkartei, Normen-TAN-Stammkarte) des 
Betriebes verbindlichen ■'technisch begründeten bzw. 
vorläufigen Arbeitsnormen.

Der Normenkatalog ist laufend zu ergänzen.
Arbeiten, für die nach dem 1. Juli 1953 erstmalig 

Normen aufgestellt werden, sind im laufenden Planjahr 
mit diesen Normen zu kalkulieren.

(5) Als Gewinn werden bei Anwendung der Bestim­
mungen des § 2 Abs. 1 der Verordnung 6 °/o, bei An­
wendung der Bestimmungen des § 2 Abs. 2 der Ver­
ordnung 3 °/o der Selbstkosten ohne Umsatzsteuer kal­
kuliert.

(6) Die Umsatzsteuer ist in der gesetzlich zulässigen 
Höhe zu kalkulieren. § 2

Die zuständigen Ministerien und Staatssekretariate 
sowie das Ministerium der Finanzen sind berechtigt, die 
von den Betrieben ermittelten Kostenelemente zu über­
prüfen und gegebenenfalls Berichtigungen zu ver­
anlassen. Entsprechende Unterlagen sind von den Be­
trieben jederzeit zur Prüfung bereitzuhalten. §

§ 3
(1) Kalkulationen zum Zwecke der Festpreisbildung 

sind entsprechend den Vorschriften des § 1 aufzustellen.
(2) Die mit Preisbildungsbefugnissen ausgestatteten 

Ministerien und Staatssekretariate setzen den Preis im 
richtigen Verhältnis zu bestehenden Preisen vergleich­

barer Erzeugnisse fest. Liegen Vergleichspreise nicht 
vor, werden nur die direkten Grundkosten in ihrer 
Höhe beurteilt. Zuschläge für indirekte Grundkosten, 
Gemeinkosten und Gewinn-sind entsprechend § 1 an­
zuwenden.

(3) Die gemäß Abs. 2 bestätigten Festpreise sind allen 
Angeboten, Verträgen und Berechnungen zugrunde zu 
legen.

§ 4
(1) Betriebe, die die Preise für bestimmte Erzeugnis­

gruppen oder Leistungen auf Grund einer Preisanord­
nung, Preisverordnung oder Preisbewilligung in eigener 
Verantwortung bilden, haben die Errechnungsvorschrift 
gemäß § 1 Abs. 1 anzuwenden. Der Anwendungsbereich 
der bisher bewilligten Kalkulationsschemata darf auf 
Grund der Preisverordnung Nr. 341 von den Betrieben 
nicht eigenmächtig erweitert werden.

(2) Bewilligte Stundenverrechnungssätze (z. B. für 
Montagearbeiten) sind Kalkulationsvorschriften im 
Sinne des Abs. 1.

(3) Soweit Betriebe für bestimmte Erzeugnisse oder 
Leistungen Preise auf der Kalkulationsgrundlage des 
Jahres 1944 ermitteln, sind Anträge zur Bildung von 
Festpreisen an die zuständigen Ministerien oder Staats­
sekretariate einzureichen. Die zuständigen Ministerien 
oder Staatssekretariate bewilligen Festpreise oder die 
Anwendung der Bestimmungen des Abs. 1.

(4) Die mit Preisbildungsbefugnissen ausgestatteten 
Ministerien und Staatssekretariate sind im Rahmen 
ihrer Zuständigkeitsbereiche berechtigt, den Anwen­
dungsbereich der Kalkulationsvorschriften gemäß Abs. 1 
einzuengen oder zu erweitern.

§ 5
(1) Kalkulieren Betriebe gemäß § 4 Abs. 1 Preise für 

bestimmte Erzeugnisse oder Leistungen in eigener Ver­
antwortung, so hat die Preisermittlung mit Hilfe einer 
Vorkalkulation zu erfolgen. Der vorkalkulierte Preis 
wird allen Angeboten, Verträgen und der Berechnung 
zugrunde gelegt.

(2) Hat ein Betrieb weniger als 75 °/o des im Auftrag 
kalkulierten Grundlohnes durch Normen, gemäß § 1 
Abs. 4 belegt, ist eine Nachkalkulation aufzustellen. 
Unterschreitet das Nachkalkulationsergebnis den gemäß 
§ 5 Abs. 1 berechneten Preis um mehr als 5 °/o, so ist 
die Differenz zwischen dem Preis der Vorkalkulation 
und dem Preis der Nachkalkulation einschließlich der 
5 °/o an das Ministerium der Finanzen abzuführen. Liegt 
der Preis der Nachkalkulation über dem der Vorkalku­
lation, darf nur der vorkalkulierte Preis berechnet 
werden.

Die Abführung wird nicht auf die planmäßige Ge­
winnabführung angerechnet. Für die Abführung erhal-» 
ten die Betriebe besondere Richtlinien vom Ministerium 
der Finanzen.

(3) Ist die Aufstellung einer Vorkalkulation in Aus­
nahmefällen nicht möglich, weil z. B. der gesamte 
Lieferungsumfang nicht bekannt ist, oder weil vom Auf­
traggeber die zum Zwecke der Vcrkalkulation benötigte 
Zeit nicht zur Verfügung gestellt werden kann, ist das 
Ergebnis der Nachkalkulation der Abrechnung zugrunde 
zu legen. Ein Verstoß gegen die Preisbildungsvorschrif- 
ten liegt nicht vor, wenn der Lieferbetrieb in einem 
solchen Fall eine Preisobergrenze vertraglich verein­
bart, die nicht überschritten werden kann. Die verein­
barte Preisobergrenze ist dann zu unterschreiten, wenn 
die Nachkalkulation einen niedrigeren Preis ergibt.

(4) Ergeben sich wegen der Aufstellung einer Vor­
kalkulation gemäß Abs. 3 zwischen den Vertrags­
partnern Meinungsverschiedenheiten, so hat das für den


